
RE\593971DE.doc PE 366.129v01-00

DE DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT
2004 2009

Plenarsitzungsdokument

8.12.2005 B6-0642/2005

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG
eingereicht gemäß Anlage IV Artikel 6 der Geschäftsordnung

von

Dariusz Maciej Grabowski, Gerard Batten, Godfrey Bloom, Jens-Peter Bonde, 
Graham Booth, Mario Borghezio, Martin Callanan, Sylwester Chruszcz, Derek 
Roland Clark, Paul Marie Coûteaux, Marek Aleksander Czarnecki, Ryszard 
Czarnecki, Nigel Farage, Maciej Marian Giertych, Daniel Hannan, Christopher 
Heaton-Harris, Roger Helmer, Georgios Karatzaferis, Roger Knapman, 
Urszula Krupa, Patrick Louis, Hans-Peter Martin, Jan Tadeusz Masiel, Michael 
Henry Nattrass, Bogdan Pęk, Mirosław Mariusz Piotrowski, Bogusław 
Rogalski, Leopold Józef Rutowicz, Kathy Sinnott, Matteo Salvini, Francesco 
Enrico Speroni, Jeffrey Titford, Witold Tomczak, Philippe de Villiers, John 
Whittaker, Thomas Wise, Bernard Piotr Wojciechowski, Andrzej Tomasz 
Zapałowski, Vladimír Železný

zur globalen Ablehnung des Entwurfs des Gesamthaushaltsplans der 
Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2006















RE\593971DE.doc PE 366.129v01-002/3RE\593971DE.doc PE 366.129v01-00

DE

B6-0642/2005

Entschließung des Europäischen Parlaments zur globalen Ablehnung des Entwurfs des 
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2006

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des vom Rat aufgestellten Entwurfs des Gesamthaushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2006 sowie unter Hinweis auf dessen zweite Lesung,

– unter Hinweis auf die erste Lesung des Haushaltsplans für das Jahr 2006,

– in Kenntnis des am 24. November 2005 im Rahmen des Vermittlungsverfahrens erzielten 
allgemeinen Kompromisses;

– gestützt auf Artikel 69 und Anlage IV Artikel 6 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Europa vor folgenden Herausforderungen steht:

 Verlangsamung des Wirtschaftswachstums,

 Verschlechterung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen im 
Vergleich zu amerikanischen und asiatischen Unternehmen,

 Arbeitslosigkeit und zunehmende gesellschaftliche Schichtung in Arm und Reich,

 Mangel an Bereitschaft und Ideen zur Ankurbelung der Wirtschaft in den neu 
beigetretenen Staaten, Entstehen eines „Europas der zwei Geschwindigkeiten“ und 
folglich Verfestigung der Rückständigkeit und wirtschaftlichen Abhängigkeit der 
postkommunistischen Staaten,

 Beharren der Wortführer der Union auf dem von der Mehrheit der Bürger 
abgelehnten Gedanken des Beitritts der Türkei bei gleichzeitigem Mangel an 
Bereitschaft und Strategie zur Unterstützung eines Beitritts der Ukraine, wofür 
folglich kein Programm vorliegt,

B. in der Erwägung, dass im Haushaltsplan für das Jahr 2006 kein Versuch enthalten ist, 
eine der vorstehend genannten Fragen zu bewältigen, sondern die Strategie der 
vorangegangenen Jahre fortgesetzt wird, so dass er zu einer weiteren Verlangsamung 
des Wachstums und zur Verfestigung der gesellschaftlich und wirtschaftlich 
schädlichen Phänomene führen wird;

C. in der Erwägung, dass die Ausgabenstruktur des Haushaltsplans für 2006 bis auf 
Kleinigkeiten mit der Struktur der Vorjahre identisch ist, was bedeutet, dass hohe 
Anteile für Maßnahmen von geringer wirtschaftlicher Effizienz ausgegeben werden, 
während es gleichzeitig an Mitteln für Forschung und Entwicklung, große 
Infrastrukturvorhaben sowie Unterstützungsprogramme für die Regionen und Staaten 
mit Entwicklungsrückstand mangelt,

D. in der Erwägung, dass der Umfang des Haushaltsplans für 2006 und seine Struktur der 
EU-Erweiterung um die zehn neuen Staaten und den daraus erwachsenden 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgen, die sich vor allem in Unterschieden 
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auf der Ebene der wirtschaftlichen Entwicklung und des Konsums niederschlagen, 
überhaupt nicht Rechnung trägt;

E. in der Erwägung, dass im Entwurf des Haushaltsplans auch die Erweiterung der EU 
um zwei weitere arme Staaten ab 2007 keine ausreichende Berücksichtigung findet,

F. in der Erwägung, dass der Haushaltsplan für 2006 eine Liste überflüssiger Ausgaben 
für allerlei Beratung, Werbung usw. und auch höhere Aufwendungen für Verwaltung 
und Bürokratie enthält, in der Erwägung, dass die gewählten Lösungen die Verfahren 
schwerfälliger und komplizierter machen, anstatt sie zu straffen und zu vereinfachen;

1. erachtet den Entwurf des Haushaltsplans für 2006 als schlecht und sieht ihn im 
Widerspruch zu Grundsätzen wie rascher wirtschaftlicher Entwicklung, sozialem Frieden 
und Solidarität mit den Regionen und Staaten mit Entwicklungsrückstand;

2. lehnt aus den oben dargelegten Gründen den Entwurf des Gesamthaushaltsplans der 
Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2006 ab;

3. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


